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Sitzung des NÖ Landtages    

Aktuelle Stunden und Angelobung zu Beginn    

 

Der Landtag von Niederösterreich trat heute um 13 Uhr unter dem Vorsitz von Präsident 

Mag. Karl Wilfing zu einer Sitzung zusammen.     

 

Zu Beginn der Sitzung informierte Landtagspräsident Wilfing über die Rücklegung des 

Mandats von Abgeordnetem Wolfgang Kocevar (SP). Auf dieses frei gewordene 

Mandat wurde gemäß § 103 Abs. 3 der NÖ Landtagswahlordnung 1992 Herr Michael 

Bierbach berufen und als Abgeordneter zum NÖ Landtag angelobt. 

 

Folgend wurde eine Aktuelle Stunde zum Thema „NEIN zur Schließung unserer 

Spitäler“ abgehalten.  

 

Abgeordnete Mag. Karin Scheele (SP) sagte eingangs, man diskutiere zu diesem 

Thema unter dem Blickwinkel, dass das Vertrauen der Niederösterreicherinnen und 

Niederösterreich in eine gute Gesundheitsversorgung sinke. Medienberichte über 

Geheimpläne zu Spitalsschließung würden diese nicht erhöhen. Scheele zitierte 

Landeshauptmann a.D. Erwin Pröll, der 2008 u.a. gesagt habe, die Neuordnung des 

NÖ Spitalswesens sei eine tiefgreifende Strukturmaßnahme des Landes, eine Reform 

für medizinische Versorgungssicherheit auf höchstem Niveau, entlaste die Gemeinden 

massiv, schaffe wichtige Arbeitsplätze vor Ort und eine wichtige Infrastruktur im 

Bundesland. Sie meinte zudem, ihre Kollegin Landesrätin Ulrike Königsberger-Ludwig 

fordere, wie die gesamte SP, seit Jahren Standortsicherheit mittels dem Regionalen 

Strukturplan Gesundheit (RSG). Die Landesregierung habe ihre Hausaufgaben bisher 

nicht gemacht. Der laufende Prozess des Gesundheitspaktes sei schon „die 

Nachprüfung“, weil es sonst kein Geld vom Bund gebe – darauf könne man nicht stolz 

sein. Die Abgeordnete betonte: ändere man jetzt nichts an den Arbeitsbedingungen der 



Mitarbeitenden im Gesundheitsbereich, werde es schlimm ausgehen. Es gehe um 

bessere Bezahlung oder auch Dienstplantreue. Wolle man wieder mehr Vertrauen bei 

Mitarbeitenden und auch Patientinnen und Patienten, müsse die LGA „vor Ort mehr 

weiterbringen“, nämlich mehr und besseres Personal und Sicherheit für wohnortnahe 

Betreuung und Behandlung. 

 

Abgeordneter DI Franz Dinhobl (VP) sprach von Veränderungen und enormen 

technologischen Entwicklungen in den letzten zwei Jahrzehnten, die die Strukturen im 

Gesundheitsbereich wesentlich geändert hätten. Den Gesundheitspakt habe man, und 

zwar parteiübergreifend, deshalb ins Leben gerufen, um die Gesundheitsentwicklung 

gemeinsam besser werden zu lassen. Er unterstrich, der Gesundheitspakt solle kein 

Spitalspakt werden. Ein wichtiger Part sei also die Patientenlenkung – beginnende beim 

Notruf 1450 – nach dem Motto „digital vor stationär vor ambulant“. Hierbei hätten u.a. 

Facharztzentren oder Primärversorgungseinheiten bereits wesentlich zur Entlastung der 

Kliniken beigetragen. Prämisse sei, die Menschen niederschwellig und wohnortnah 

qualitätsvoll zu behandeln. Zudem müsse man Rettungsketten so einrichten, dass die 

Patienten schnellstmöglich in das richtige Klinikum gelangen. Man müsse den 

Gesundheitspakt als Chance sehen, um die Gesundheitsversorgung wesentlich zu 

verbessern. Denn die Gesundheit sei wichtiger, als „politische Spielchen“ am Rücken 

der Patienten. 

 

Abgeordnete Mag. Edith Kollermann (Neos) erklärte, Populismus sei kein 

Alleinstellungsmerkmal der FP mehr, sondern auch die SP sei auf diesen Zug 

aufgesprungen. Sie hoffe, dass man mit mehr Sachlichkeit die Debatte etwas weniger 

emotional halten könne. Denn sie halte es für notwendig, verbesserungswürdige Dinge 

anzusprechen und notwendige Reformen mitzutragen, wenn sie im Sinne der 

Patientinnen und Patienten erfolgen. Es brauche eine Neuordnung der Spitäler in 

Niederösterreich, es brauche zugleich ein flächendeckendes Versorgungsangebot. 

Weiters merkte sie an, dass eine mögliche Schließung von vier Standorten keinem 

Kahlschlag im Gesundheitssystem gleichkomme. Ihr gehe es in der Spitalsreform 

vielmehr um Qualität, Patientensicherheit, optimalen Personaleinsatz, Leistbarkeit und 

den „best point of care“. 

 



Abgeordnete Mag. Silvia Moser, MSc (Grüne) sagte, sie habe kein Verständnis dafür, 

wenn mit dem Gesundheitsthema „billige Parteipolitik“ betrieben werde. Die SP betreibe 

Populismus und sie werfe allen in der Landesregierung vertretenen Parteien das 

Verschleiern und Geheimhalten vor. Es sei höchst an der Zeit, dass alle Fraktionen in 

den Reformprozess eingebunden werden. Bisher habe man den Menschen 

vorgegaukelt, dass „eh alles in Ordnung“ sei. Dabei sei die Lage am Arbeitsmarkt 

angespannt und die Landeskliniken würden schon längst nicht mehr über das 

notwendige Personal verfügen. Zudem müsse überlegt werden, welche Leistungen wo 

sinnvoll anzubieten seien. Sie fordere ein, dass die Gesundheitsversorgung für die 

Bevölkerung sichergestellt sei. Sie lehne es ab, den Spitalsbereich isoliert zu 

betrachten, denn das gesamte Versorgungsumfeld sei entscheidend, es brauche daher 

ein Gesamtkonzept für die Regionen. 

 

Abgeordneter Rene Zonschits (SP) erklärte, die Menschen im Land hätten auch ein 

Recht auf medizinische Versorgung. Er lade daher alle ein, in seinen Bezirk zu kommen 

und sich selbst ein Bild der Lage zu machen. Zum Schluss richtete er allen 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Gesundheitsbereich, die „unsere Menschen 

bestmöglich versorgen“, ein Dankeschön aus. 

 

Abgeordneter Richard Punz, BA (FP) unterstrich, dass es das Ziel sei, die 

Gesundheitsversorgung zu verbessern. Seit Anfang 2024 arbeite man intensiv und 

parteiübergreifend am Gesundheitspakt. Politische Störmanöver seien diesem 

Vorhaben nicht zuträglich. Er verstehe auch die Verunsicherung in der Bevölkerung, 

was er jedoch nicht verstehe, warum die SP bewusst Ängste schüre, obwohl sie durch 

die Gesundheitslandesrätin im Prozess eingebunden sei. Das Verunsichern der SP sei 

unseriös. Entscheidend sei, dass die Experten unbeeinflusst arbeiten könnten. Er 

erwarte einen Endbericht, der das Potenzial habe, das Gesundheitssystem langfristig 

zu sichern. 

 

Klubobfrau Dr. Helga Krismer–Huber (Grüne) nannte die Vorgangsweise der SP als Teil 

der Landesregierung in Bezug auf die Gesundheitspolitik inferior. 

 

Abgeordneter Ing. Bernhard Ebner, MSc (VP) betonte, das NÖ Gesundheitspaket 

werde neben Regierungsmitgliedern aller Parteien auch von Experten, die von allen 



Parteien gestellt werden, erarbeitet. Währenddessen erblicke jetzt plötzlich ein altes 

Schubladenpapier das Licht der Welt. Es sei verwerflich, dass sich die SP-

Abgeordneten vor den Karren des Empörungsorchesters spannen ließen. Das 

Gesundheitswesen eigne sich nicht für Parteipolitik. Seit Übernahme der ersten 

Krankenhäuser durch das Land habe sich die Welt weitergedreht. An allen Standorten 

solle weiterhin gesundheitliche Versorgung sichergestellt werden. 

 

Abgeordneter René Pfister (SP) erklärte, es sei eine Frechheit, aus Krankheitsgründen 

abwesende Regierungsmitglieder abzukanzeln. Es sei traurig, angesichts von 30.000 

Herzinfarkten jährlich Polemik zu betreiben. Die Empfehlungen der vielzitierten 

Experten würden nicht fertiggelesen. Erst zuzusperren und sich dann eine regionale 

Struktur zu überlegen, bedeute, das Pferd von der falschen Seite aufzuzäumen. 

 

Es folgte eine weitere Aktuelle Stunde zum Thema „NÖ als Wirtschaftsstandort und 

Pendlerland: Investitionen in hochrangiges Schienen- und Straßennetz 

sicherstellen“. 

 

Abgeordneter Mag. Hubert Keyl (FP) legte die Meinung der Antragssteller dar: 

Wohlstand hänge von der Leistung der Wirtschaft ab, die wiederum leistungsfähige 

Infrastruktur brauche. Auf deren Rücken dürften keine ideologischen Spielchen 

betrieben werden. Er sagte, die Pünktlichkeit der ÖBB habe sich in den Jahren 2023 

und 2024 verschlechtert, das Bundesunternehmen habe Tausende von Zugausfällen 

verzeichnet. Dies habe zahlreiche Verspätungen für Pendler und Schüler mit sich 

gebracht. Zusätzlich seien in den letzten Jahren Hunderte von ÖBB-Arbeitsplätzen von 

Niederösterreich nach Wien verlagert worden.   

 

Abgeordneter Florian Krumböck, BA (VP) sagte, die grüne Verkehrsministerin habe es 

in den letzten Jahren nicht geschafft, die Qualität für die Pendlerinnen und Pendler zu 

verbessern. Viele würden unter der deutlich gestiegenen Unpünktlichkeit leiden. 

Gesetzlicher Zielwert sei 95 Prozent Pünktlichkeit im Nahverkehr. Es brauche in Zukunft 

wieder eine Ministerin, die den öffentlichen Verkehr nicht nur billiger machen möchte, 

sondern auch besser und bequemer für die Pendlerinnen und Pendler. Eine pünktliche 

Einhaltung des Zeitplans bei der Bahn sei notwendig. Generell gebe es in diesem 

Zusammenhang aber positive Entwicklungen, wie auch die Zahlen zeigen würden. 



Allein beim wichtigsten Pendlerstrom des Landes zwischen Niederösterreich und Wien 

gebe es um etwa 28 Prozent mehr Personen im öffentlichen Verkehr an der 

Stadtgrenze in den letzten Jahren und nur fünf Prozent Zuwachs beim motorisierten 

Individualverkehr.     

 

Abgeordnete Mag. Indra Collini (Neos) betonte, Österreich erlebe gerade die längste 

Rezession der Nachkriegszeit. Seit neun Quartalen stecke die Wirtschaft in der Krise. 

Die Menschen würden dies spüren und die Zuversicht schwinde immer mehr in der 

Bevölkerung. Die Prognosen der Wirtschaftsforschungsinstitute seien alles andere als 

„rosig“. Österreich sei inzwischen Schlusslicht in Europa was das Wirtschaftswachstum 

anbelange. Man müsse die Wirtschaftsstandorte Niederösterreich und Österreich 

wieder nach vorne bringen. Viele Probleme der Wirtschaft seien hausgemacht.  

 

Abgeordneter Mag. Georg Ecker, MA (Grüne) führte aus, die Grünen hätten immer auf 

die massiven Versäumnisse in der Verkehrsinfrastruktur in Niederösterreich 

hingewiesen. Zum Beispiel bei der Nordwestbahn, hätten die Grünen den zweigleisigen 

Ausbau gefordert. Damals hätten der VP-Verkehrslandesrat und der VP-

Verkehrsminister gesagt, dass dieser Ausbau nicht notwendig sei. Er sei froh, dass sich 

das im Jahr 2020 geändert habe. Die Ausstattung mit dem Wagenmaterial sei schon 

damals ein großes Thema gewesen, Ministerin Gewessler habe dieses Projekt auf 

„Schiene“ gebracht. Ende 2025/2026 würden neue Doppelstockwagen auf dem Gleis 

stehen. Die Ostregion sei immer „stiefmütterlich“ behandelt worden. Er meinte, auch 

künftig werden in Niederösterreich „Betonierer“ das Sagen haben. Man werde 

Transitrouten statt Öffentlichen Verkehr ausbauen. Zum Thema Ost-Umfahrung Wr. 

Neustadt konstatierte er, anstatt die Sorgen der Menschen in der Region ernst zu 

nehmen, fahre Schwarz-Blau „mit voller Polizeigewalt über friedliche Aktivisten drüber“. 

Er schloss mit der Aussage, wer mehr Straßen baue, werde mehr Verkehr ernten. 

 

Abgeordneter Franz Schnabl (SP) replizierte auf Hubert Keyl (FP) jedes von ihm 

genannte Projekt sei in der Vergangenheit von anderen Parteien auf den Weg gebracht 

worden. Die FP schmücke sich mit fremden Federn. Zudem habe Keyl über Projekte 

gesprochen, deren Kosten zu 80 Prozent der Bund trage. Er vermisse Lösungen 

seitens der FP, beispielsweise für das Chaos auf der Westbahnstrecke oder auch in 

Bezug auf die Donaubrücke Mautern. Er fragte in Richtung FP, wo Ansätze über lang 



besprochene und versprochene Lösungen für S1 oder S8 blieben. Schnabl führte auch 

aus, seit 1995 seien 360 Schienenkilometer zurückgebaut worden. Es brauche schnelle 

Lösungen bei Infrastrukturprojekten, die das Land und nicht der Bund verantworten 

könne, die auch den Wirtschaftsstandort und die Lebensqualität der Menschen stärken 

würden, u.a. in den Bereichen Bildungseinrichtungen, Kindergärten oder auch 

Weiterentwicklung des Fortbildungsangebots für hochqualifizierte Arbeitskräfte. 

 

Abgeordneter Dieter Dorner (FP) replizierte eingangs auf Aussagen seiner Vorredner 

wie beispielsweise Indra Collini (Neos). Diese habe nicht zum Thema der Aktuellen 

Stunde gesprochen, zudem nur Probleme aufgezeigt, aber keine Lösungsvorschläge 

gebracht. In Richtung Georg Ecker (Grüne) betonte er, die Grünen würden die Sorgen 

der Menschen nicht ernst nehmen, denn wichtige Projekte wie den Bau von S1 und S8 

verhindere deren Ministerin Gewesssler seit Jahren. Zudem seien die Vorarbeiten für 

alle Maßnahmen im Bereich Schiene unter 18 Monaten Verkehrsminister Norbert Hofer 

geleistet worden, Gewessler verkaufe diese nun als ihr Monopol. Dorner erklärte, ihm 

sei bewusst, dass hochrangige Straßen Bundessache seien, deshalb fordere man vom 

Bund die Umsetzung lang ausstehender Projekte wie S1 und S8. Mit deren Bau seien 

Menschen nicht mehr gezwungen, auszupendeln, neue Firmen würden sich ansiedeln 

und die Region könne sich wirtschaftlich weiterentwickeln. Gleiches gelte für den 

Sicherheitsausbau u.a. auf der A22 am Knoten Stockerau oder der S4 Mattersburger 

Schnellstraße. 

 

Abgeordneter René Lobner (VP) sagte eingangs Richtung Indra Collini (Neos), es 

schockiere ihn, dass sie die Aktuelle Stunde inhaltlich nicht erfasst habe. Zudem wäre 

es die Chance gewesen, sich öffentlich zu regionalen Infrastrukturprojekten zu äußern, 

die Neos hielten sich dazu immer sehr bedeckt. Zur Aktuellen Stunde sagte Lobner, 

Niederösterreich sei und bleibe das Pendlerland Nummer eins und die Menschen 

könnten sich seit Jahrzehnten – dank der ausgezeichneten Arbeit der Straßenmeisterei 

- auf ein gut ausgebautes Landesstraßennetz verlassen. Aber nicht nur Straßen, 

sondern auch ein gut ausgebautes öffentliches Verkehrsnetz sei für Pendler und 

Wirtschaft wichtig. Vieles sei in Planung und Umsetzung. Er vermisse aber 

Zukunftsinvestition für hochrangige Infrastruktur wie S1, S8 oder auch die Lobau-

Querung. Es sei essentiell und wesentlich, den Individual- und öffentlichen Verkehr 

multimodal auszubauen, so der Abgeordnete. Man sei in Niederösterreich auf einem 



guten Weg, brauche aber die Investitionen des Bundes. Hier sie die Blockadehaltung 

von Ministerin Gewessler unerträglich. Sie setze sich permanent über Gesetze hinweg, 

habe in Bezug auf die S8 alles getan, um dieses wesentliche, von Experten ausgiebig 

geprüfte und behandelte Projekt zu verhindern und sei nicht einmal bereit gewesen, vor 

Ort mit Regionsvertretern darüber zu sprechen. Von der künftigen Bundesregierung 

forderte Lobner, alle im Bundesstraßengesetz verankerten Projekte umgehend 

umzusetzen. 

 

Abgeordnete Mag. Marlene Zeidler-Beck, MBA (VP) berichtete zu einer Vorlage 

betreffend „Voranschlag 2024; Hochwasserereignis 2024, Aufstockung der 

Überschreitung von Auszahlungen bei 1/44101 „Katastrophenschäden, 

Behebung". 

 

Abgeordnete Mag. Indra Collini (Neos) drückte ihr Mitgefühl für die Betroffenen der 

Katastrophe aus und sagte, man müsse alles tun, um den Hochwasseropfern zu helfen. 

Es gehe im vorliegenden Antrag darum, die finanziellen Auswirkungen abzufedern, 

diesem Antrag zur Aufstockung der Hilfszahlungen werde man zustimmen. Sie 

kritisierte zugleich, dass Kanzler Nehammer und Landeshauptfrau Mikl-Leitner den 

Wählerinnen und Wählern im Wahlkampf einen „Bären“ aufgebunden hätten. Denn die 

500 Millionen Euro, die man seitens der EU erhalte, seien keine zusätzlichen Mittel, 

sondern kämen aus dem Kohäsionsfonds. Sie habe kein Problem damit, Gelder 

umzulenken, aber man solle es sagen, dass dieses Geld woanders fehle. Weiters 

kritisierte sie den zuständigen Landesrat Pernkopf, da laut aktuellem „profil“ die 

Dimension des Hochwassers hätte verhindert werden können, wenn man 

beispielsweise den Perschlingdamm rechtzeitig saniert hätte. 

 

Abgeordnete Dr. Helga Krismer-Huber (Grüne) sagte, die Grünen werden 

selbstverständlich die Zustimmung zu diesem Antrag geben. Aber es brauche 

gleichzeitig „echten Bodenschutz“, denn das sei die beste Prävention gegen 

Hochwässer. Weiters fordere sie, die Ersatzrate für die Hochwasseropfer in Hollabrunn 

auch auf 50 Prozent zu erhöhen. Es sei ihr wichtig, alle Menschen, die heuer von einem 

Hochwasser betroffen seien, gleich zu behandeln. 

 



Abgeordnete Kathrin Schindele (SP) erzählte über die Erfahrungen des diesjährigen 

Hochwassers im eigenen Haus. In dieser Situation fehle einem der Plan, aber man 

funktioniere, beginne auszuräumen und Schlamm zu beseitigen. Zugleich sehe man 

auch andere Familien, deren Existenz zerstört wurden. Diese schreckliche Katastrophe 

möchte sie nicht mehr erleben, es bestehe Handlungsbedarf und sie halte nichts von 

gegenseitigen Schuldzuweisungen. Die Aufstockung der finanziellen Mittel sei zu 

begrüßen, die Mittel aus Bund und EU müssen abgeholt werden. Die Betroffenen 

würden jeden Cent brauchen. Je höher die Entschädigung, desto besser sei es. Man 

werde auch evaluieren und Dinge verbessern müssen. Abschließend bedankte sie sich 

bei allen Sicherheitsorganisationen für den Einsatz, den Umgang miteinander und für 

das Dasein für andere. 

 

Abgeordneter Martin Antauer (FP) sagte, es sei allen bewusst, dass große Teile der 

Heimat sehr in Mitleidenschaft gezogen wurden. Diese Katastrophe habe eine 

Verwüstung angerichtet und Menschenleben gekostet. Viele Niederösterreicher hätten 

nicht nur ihr Hab und Gut verloren, sondern auch die öffentliche Infrastruktur sei hart 

getroffen und zerstört worden. Am schlimmsten habe es junge Familien getroffen, die 

jetzt vor den Trümmern ihrer Existenz stünden. Nach Wochen der Aufräumarbeiten 

zeige sich nun, dass die Wassermassen weit höhere Schäden angerichtet hätten, als 

ursprünglich angenommen. Die erhöhten Ersatzraten seien ein Zeichen dafür, dass 

man die Nöte der Betroffenen ernst nehme und ihnen zur Seite stehe. Es sei aber 

unumgänglich, die Mittel deutlich aufzustocken. Die 500 Millionen Euro, die 

Bundeskanzler Nehammer mit Brüssel ausgehandelt habe, wären zwar vor der Wahl 

versprochen, nach der Wahl aber wieder genommen worden. Das sei unredlich, 

unehrlich und unverschämt. Damit habe er nicht nur die Wähler getäuscht, sondern 

auch die Opfer hinters Licht geführt. 

 

Abgeordneter Christoph Kaufmann, MAS (VP) sagte, man wisse jetzt mit Sicherheit, 

dass der Budgetbedarf enorm sei. Die Bandbreite an Schäden sei so groß, wie das 

Land vielfältig sei. Neben Privatpersonen seien Unternehmer und Gemeinden betroffen. 

Gerade Gemeinden stünden vor unvorstellbaren Herausforderungen und der Aufbau 

der Infrastruktur in den betroffenen Kommunen könne nicht ohne Hilfen gestemmt 

werden. Er replizierte auf die Abgeordnete Collini und meinte, dass es von EU-

Kommissionspräsidentin von der Leyen eine klare Zusage für Mittel gebe, auf diese 



müsse man nun eingehen und darauf pochen, dass Mittel fließen werden. Er dankte 

auch Bundeskanzler Nehammer, der als einziger Verhandlungen aufgenommen hätte. 

 

Der Antrag wurde einstimmig angenommen.  

 

Abgeordneter Christian Gepp, MSc (VP) berichtete zu einer Vorlage betreffend 

„Umstellung auf Fernwärme in den NÖ Landeskliniken, NÖ Pflege-, Förder- und 

Betreuungszentren und NÖ Sozialpädagogischen Betreuungszentren“. 

 

Abgeordnete Mag. Edith Kollermann (Neos) hielt fest, dass man in der Aktuellen Stunde 

viel Zeit aufgewendet hätte, herauszufinden, welchen Plan die Landesregierung 

hinsichtlich der Standorte der Landeskliniken verfolge. Der vorliegende Antrag sehe vor, 

dass an sechs Klinikstandorten Handlungsbedarf bestünde und Fernwärme eingeführt 

werden solle. U.a. werde hier Korneuburg genannt, eben dieser Klinikstandort sei aber 

auch ein Zusammenlegungskandidat. Sie stellte die Frage, ob es hinsichtlich dieses 

Standortes schon eine Entscheidung gebe bzw. auch über eine Nachnutzung, sodass 

diese Investition nicht ins Leere gehe. Sie stellte daher den Antrag über die Ziffer 1 

betreffend Kliniken und den Rest getrennt abzustimmen. 

 

Abgeordnete Mag. Kerstin Suchan-Mayr (SP) betonte, dass die Sozialdemokraten der 

Umstellung von Gas- und Ölheizungsanlagen auf alternative Heizsysteme zustimmen. 

Wichtig sei es, den NÖ Klima- und Energiefahrplan zügig umzusetzen. Sie habe 

bezüglich Fortschritt auch eine Anfrage an LH-Stellvertreter Stephan Pernkopf gestellt. 

In der Beantwortung dieser sei festgestellt worden, dass aus der ersten Periode bis 

2025 bereits 80 Prozent der Maßnahmen umgesetzt worden oder in Umsetzung seien. 

Die Reduktion der Treibhausgasemissionen und der Einsatz neuer Energien seien 

wichtige Punkte, so habe es auch den Auftrag an die Abteilung Landeshochbau 

gegeben, die NÖ Landeskliniken, NÖ Pflege-, Förder- und Betreuungszentren sowie 

NÖ Sozialpädagogischen Zentren dahingehend zu untersuchen und man habe bei 21 

Standorten einen Handlungsbedarf festgestellt. Die Abgeordnete betonte, dass es 

unumgänglich sei, im eigenen Einflussbereich alles zu tun, um weg von fossilen 

Energieträgern zu kommen. Fernwärmesysteme würden zu den saubersten, 

komfortabelsten und umweltfreundlichsten Formen von Energiebereitstellung für 

Heizung und Warmwasser zählen. Sie sprach von einem sehr hohen 



Investitionsvolumen, man trage diese Beschlüsse aber mit, gleichzeitig bitte man aber 

um einen umsichtigen und sparsamen Einsatz der Mittel. 

 

Abgeordneter Dieter Dorner (FP) sagte, dass Niederösterreich mit dem Masterplan 

Gesundheit 2030 das Ziel einer modernen, sicheren und nachhaltigen 

Gesundheitsversorgung für die Bevölkerung verfolge. Ein zentraler Bestandteil dieses 

Plans sei die Umstellung von veralteten Heizsystemen in den Gesundheitseinrichtungen 

auf ökologische und zukunftsorientierte Fernwärmesysteme. Es handle sich um 21 

Standorte, bei denen Handlungsbedarf bestehe. Der Abgeordnete betonte die 

Verantwortung den Betrieb dieser zentralen Einrichtungen auch in Zukunft 

klimafreundlich und klimafit zu gestalten. Die Kosten seien eine Investition in die 

Zukunft, für die Umwelt, für die Energieunabhängigkeit und vor allem für die Gesundheit 

der Bürger und Bürgerinnen. Der Zeitplan sehe vor, dass die ersten Umstellungen 

bereits im Oktober dieses Jahres starten und bis 2027 umgesetzt sein sollen. 

 

Abgeordnete Silke Dammerer (VP) sprach von einem zukunftsfitten 

Gesundheitssystem, das bereits ausgiebig in der Aktuellen Stunde diskutiert worden 

sei. Ein Teil davon sei auch eine ressourcenschonende und möglichst emissionsarme 

Energieversorgung in den Kliniken und Betreuungszentren. Mit der Umstellung auf 

heimische Fernwärme möchte man zukünftig die Gesundheitseinrichtungen mit 

alternativen Heizsystemen wie Hackgut oder Pellets beheizen. Die Abgeordnete sprach 

von mehreren Vorteilen, zum einen nutze man einheimische regional verfügbare 

Rohstoffe, die nachhaltig, nachwachsend, erneuerbar und auch leistbar seien, 

gleichzeitig stärke man die aktive und nachhaltige Waldbewirtschaftung durch die 

Forstwirtinnen und Forstwirte. Diese würden die Multifunktionalität der heimischen 

Wälder zur Sicherstellung der Schutz, Nutz-, Erholungs- und Wohlfahrtsfunktion 

sichern, bedankte sich die Abgeordnete und appellierte nach Brüssel, dass die 

Waldbewirtschaftung in Österreich nicht zum bürokratischen Spießrutenlauf werden 

dürfe. Österreich habe das strengste Forstgesetz der Welt und kein Entwaldungsrisiko. 

 

Der Antrag auf getrennte Abstimmung der Abgeordneten Kollermann wurde 

angenommen. Ziffer 1 des Ausschussantrags betreffend Kliniken wurde mit Stimmen 

von VP, FP, SP und Grüne angenommen, der Rest des Ausschussantrags wurde 

einstimmig angenommen. 



 

Abgeordneter Mag. Georg Ecker, MA (Grüne) berichtete zu einem Antrag betreffend 

„100%-Förderung beim Sanieren für einkommensschwache Haushalte auch in 

Niederösterreich umsetzen“. 

 

Abgeordneter Mag. Helmut Hofer-Gruber (Neos) führte aus, dass Förderungen 

verschiedenste Ziele haben könnten, jedenfalls sollten sie aber etwas bewirken. Auch 

der Förderungsnehmer sollte das geförderte Projekt nicht nur für gut und richtig halten, 

sondern sich auch dafür einsetzen – auch finanziell – sprach er von einem 

Schwachpunkt des Antrags der Grünen, nämlich der fehlenden Eigenleistung. Das 

Geld, das man u.a. mit diesem Antrag verteilen wolle, sei nicht da, das müsse man sich 

ausborgen, das dürfe man nicht vergessen. Die angeführte soziale Gerechtigkeit lasse 

er hier auch nur eingeschränkt gelten, denn die Bewohner von Einfamilien-, 

Zweifamilien- und Reihenhäusern seien zumeist nicht Mieter, sondern vielleicht sogar 

privilegierte Erben, die Sozialfälle seien im Allgemeinen nicht dort konzentriert. 

 

Abgeordnete Dr. Helga Krismer-Huber (Grüne) meinte, warum es die Grünen für wichtig 

erachten, einkommensschwache Familien beim Ausstieg aus Öl und Gas mitzunehmen 

liege auf der Hand. Es gebe Menschen am Land, die ein Einfamilienhaus hätten, aber 

ein kleines Einkommen und damit nicht Teil der Energiewende sein könnten. Sie sprach 

bei zwei Erwachsenen und zwei Kindern von einer Einkommensgrenze weniger als 

48.000 Euro im Jahr – das solle auch jenen ermöglichen, dass sie zeitgemäß mit einem 

guten Gefühl klimaneutral wohnen können. Wenn es im Ausschuss den Vorschlag mit 

90 Prozent gegeben hätte, dann wäre das zumindest ein Schritt gewesen weiter 

voranzukommen. Sie bedauere, dass man nicht in diese Vorwärtsbewegung komme. 

 

Abgeordneter Mag. Christian Samwald (SP) hielt fest, dass er den Antrag der 

Abgeordneten Krismer-Huber vollinhaltlich unterstütze. Man müsse bei 

einkommensschwachen Haushalten ansetzen. In diesem Antrag stecke viel Potenzial 

für Einsparmaßnahmen. Für den Bezirk Neunkirchen könne er sagen, dass es hier auch 

sehr viele Haushalte gebe, wo die Menschen auf Miete in Wohnungen und Häusern 

leben würden, die auch sanierungsbedürftig seien. Er teilte seine Erfahrung als 

Bürgermeister mit, wo immer wieder Bürger zu ihm kommen würden, die gerne neue 

Fenster einbauen oder eine neue Fassade machen würden, denen aber das Geld fehle. 



Der Abgeordnete sprach auch von einem möglichen Anschub auf die Bauwirtschaft. Der 

Bauwirtschaft mangle es an fehlenden Anreizen, um Sanierungen durchzuführen. 

 

Abgeordneter Michael Sommer (FP) unterstrich, dass Niederösterreich bei der 

Unterstützung einkommensschwacher Landsleute Vorreiter sei. Der Antrag schieße 

aber in wirtschaftlich schwierigen Zeiten über das Ziel hinaus und sei reiner 

Kommunismus. 100-Prozent-Förderungen seien nie ein probates Mittel. 

 

Abgeordneter Christian Gepp, MSc (VP) führte aus, Förderungen für entsprechende 

Sanierungsvarianten gebe es in Niederösterreich bereits. Zudem gebe es 

organisatorische Schwierigkeiten und rechtliche Unsicherheiten. Bei 100-Prozent-

Förderungen gebe es keine Treffsicherheit. 

 

Der auf Ablehnung lautende Ausschuss-Antrag wurde mit einer Mehrheit von VP, FP 

und Neos angenommen. 

 

Abgeordneter Rene Zonschits (SP) berichtete zu einem Antrag betreffend „Blau-gelbes 

Schulstartgeld auch für die Zukunft sicherstellen“. 

 

Abgeordnete Mag. Indra Collini (Neos) eröffnete die Debatte: Man könne nicht 30 

Millionen Euro per Gießkanne ohne soziale Staffelung ausschütten. Den Menschen 

sollte besser das Geld nicht vorher weggenommen werden. Die 30 Millionen Euro 

könnten besser nachhaltig in das Bildungssystem investiert werden, das entlaste auch 

die Eltern. 

 

Abgeordneter Dominic Hörlezeder (Grüne) sprach von einer beklemmenden Situation, 

die es in Niederösterreich nicht geben dürfe. Die Einstellung der Schulstarthilfe 

beeinflusse das Leben tausender Kinder und ihrer Eltern negativ. Die Entscheidung, bei 

der Bildung zu sparen, sei kurzsichtig und kontraproduktiv. Es gehe um 

Bildungsgerechtigkeit und soziale Fairness, Bildung dürfe nicht zum Luxus werden. 

 

Abgeordnete Elvira Schmidt (SP) schloss sich ihrem Vorredner an: Viele Eltern könnten 

sich Projekttage, Ausflüge, eine zusätzliche Jause etc. für ihre Kinder nicht mehr 

leisten. Bildungschancen dürften aber nicht von der Geldbörse der Eltern abhängen. 



Die SP könne nicht dabei zusehen, dass einerseits das Schulstartgeld nicht fix 

eingeführt werde, andererseits aber Mitglieder der Landesregierung immer mehr 

verdienten. 

Abgeordnete Edith Mühlberghuber (FP) sagte, das Schulstargeld sei immer als 

befristete Maßnahme gedacht gewesen. Zudem gebe es das Bundes-Schulstartgeld 

und die Gutscheinaktion für Mindestsicherungs- und Sozialhilfeempfänger, auch vom 

manchen Gemeinden gebe es Schulstartgeld. Mehrfachförderungen seien abzulehnen. 

 

Abgeordneter René Lobner (VP) meinte, in den letzten zwei Jahren sei das 

Schulstartgeld eine richtige, aber befristete Maßnahme gewesen, um die Teuerung 

abzufedern. Mittlerweile habe sich die Situation gebessert. Man könne nicht weiterhin 

mit der Gießkanne 30 Millionen Euro ausschütten. Eine Permanent-Förderung zu 

fordern, sei populistisch. 

 

Der Antrag wurde von VP, FP und Neos angenommen.  

 

Abgeordneter Ing. Manfred Schulz (VP) berichtete zu einer Vorlage betreffend 

„Landesgesetz, mit dem das NÖ Landes-Bedienstetengesetz (NÖ LBG), die 

Dienstpragmatik der Landesbeamten 1972 (DPL 1972) und das Landes-

Vertragsbedienstetengesetz (LVBG) geändert werden (Dienstrechts-Novelle 

2024)“. 

 

Abgeordneter Mag. Helmut Hofer-Gruber (Neos) sagte, klar sei, dass dieses Gesetz 

keine Verschlechterung für den öffentlichen Dienst mit sich bringe. Im letzten Herbst 

habe der Handel ein Gehaltsplus von 8,43 Prozent erhalten, die Metallindustrie ein Plus 

von 8,2 bis 8,5 Prozent und der öffentliche Dienst habe den höchsten Abschluss mit 

9,15 Prozent bekommen. Die Niederösterreicherinnen und Niederösterreicher würden 

nicht nur im öffentlichen Dienst arbeiten. Dem Antrag würden die Neos zustimmen.  

   

Abgeordneter René Pfister (SP) betonte, dies sei ein erfreulicher Bericht für die 

Personalvertreter und für die niederösterreichischen Landesbediensteten, die hier 

wirklich hervorragende Arbeit leisten. Dieses Gesetz würde auch die Frage des 

Kilometergeldes berücksichtigen. Niederösterreich sei auch ein Land der Pendlerinnen 

und Pendler und die Menschen hätten auch nicht immer die Möglichkeit, auf den 



öffentlichen Verkehr zurückzugreifen. Daher sei die Erhöhung des Kilometergeldes ein 

Schritt in die richtige Richtung. Er wolle aber nicht mehr 16 Jahre warten, bis das 

Kilometergeld um acht Cent erhöht werde. Die SP werde diesem Antrag sehr gerne 

zustimmen und er begrüße auch die damit verbundene Veränderung des Dienstrechtes. 

    

Abgeordneter Jürgen Handler (FP) sagte, diese Dienstrechtsnovelle bringe mehrere 

positive Veränderungen für die Bediensteten des Landes, die die internen 

Arbeitsbedingungen verbessern. Hervorzuheben sei die Erhöhung des amtlichen 

Kilometergeldes, was eine Anerkennung der gestiegenen Treibstoffkosten und der 

Erhaltungskosten für das Automobil sei. Dies entlaste vor allem jene Kollegen, die 

regelmäßig im Außendienst tätig seien. Die Erhöhung des Mitfahrerzuschlages, die 

Erhöhung der Sätze für den Beförderungszuschlag sowie die Erhöhung der Tagungs- 

und Nächtigungsgebühren seien in der Novelle ebenfalls berücksichtigt. Diese 

Verbesserungen seien ein Zeichen der Wertschätzung des Dienstgebers gegenüber 

den Landesbediensteten.  

 

Abgeordneter Hermann Hauer (VP) führte aus, die vorliegende Novelle symbolisiere die 

gute partnerschaftliche Zusammenarbeit im Land Niederösterreich. Das Land 

Niederösterreich agiere und handle in einem gemeinsamen Miteinander. Die Novelle 

zeige aber auch, dass das Land einer anspruchsvollen und flexiblen Verwaltung gerecht 

werde. In Niederösterreich würden sich die Bürgerinnen und Bürger auf den 

Landesdienst verlassen können. Das würden auch die regelmäßigen Umfragen deutlich 

zeigen. Im Blick zurück auf die jüngsten Katastrophen habe sich gezeigt, dass auf den 

Landesdienst verlass sei.  

 

Der Antrag wurde einstimmig angenommen.  

 

Abgeordneter René Pfister (SP) berichtete zu einem Antrag betreffend „Maßnahmen 

zum Kampf gegen Antisemitismus, Faschismus und zur Stärkung des jüdischen 

Gemeinde- und Kulturlebens in Niederösterreich“. 

 

Abgeordneter Dominic Hörlezeder (Grüne) sagte, es gehe um einen ganz wesentlichen 

Bestandteil der demokratischen Grundordnung. Der Antifaschismus sei nicht nur eine 

historische Erinnerung, sondern ein lebendiger Grundpfeiler unserer Zweiten Republik. 



Nach den Schrecken des Nationalsozialismus haben sich die Verfassung und die 

Zivilgesellschaft klar zum antifaschistischen Geist bekannt.   

 

Abgeordneter Hannes Weninger (SP) meinte, der Antrag sei klar, eindeutig und 

unmissverständlich formuliert gewesen. Dieser Antrag sei mit einem 

Abänderungsantrag von der Tagesordnung „gekippt“ worden. Die NÖ Landesregierung 

werde im SP-Antrag aufgefordert, den drei anerkannten Opferverbänden einen jährlich 

zweckgebundenen Betrag zuzugestehen. Dieser Antrag habe sich eine Behandlung im 

NÖ Landtag verdient. Die Geschäftsordnung werde immer mehr „ausgereizt“. Er 

brachte gemeinsam mit drei Fraktionskollegen einen Abänderungsantrag ein.   

 

Abgeordneter Philipp Gerstenmayer (FP) sagte, er finde es unglaublich traurig, dass 

man 2024 immer noch über dieses Thema sprechen müsse und sich die jüdische 

Bevölkerung in Österreich noch immer bedroht fühle. Die Erklärung dafür, warum 

Antisemitismus vermehrt vorkomme, habe seiner Meinung nach der jüdische Künstler 

Arik Brauer in einem ORF Interview 2018 auf den Punkt gebracht. Dieser sagte 

sinngemäß, das Problem sei die Zuwanderung. Diese sei Grund für das Aufkommen 

dieses Gedankenguts in jeder Hinsicht. Brauer habe damals schon Angst vor Menschen 

gehabt, die aufgrund falscher Politik unkontrolliert ins Land kommen. Jüdische 

Mitbürger würden sich Schutz auf allen Ebenen vor importiertem Antisemitismus und 

Rassismus erwarten, so Gerstenmayer. Man müsse weiterhin Maßnahmen setzen, vor 

allem an Bildungseinrichtungen und Schulen, um aufzuklären, und besonders auf 

Bundesebene die jüdische Gemeinschaft schützen. Die FP nehme diese Thema sehr 

ernst und würde begrüßen, den vorliegenden Antrag einstimmig zu beschließen. 

  

Abgeordnete Mag. Marlene Zeidler-Beck, MBA (VP) brachte zwei Beispiele zum Thema 

Antisemitismus, Gewalt, Rassismus, Radikalisierung und Faschismus. Einerseits den 

Prozess gegen eine 14-Jährige in Graz, die sich radikalisiert und mit einem 

Terroranschlag gegen Ungläubige gedroht hat. Andererseits die Geschichte von 

Marcello Martini, Sohn eines italienischen Widerstandskämpfers, der in die Fänge der 

SS kam und von Mauthausen über Wiener Neustadt in die Hinterbrühl verbracht wurde, 

um dort in der Seegrotte beim Naziprojekt „Languste“ mitzuhelfen. Er wurde vor vier 

Jahren posthum zum Ehrenbürger Hinterbrühls ernannt und seine Urne als Zeichen der 

Erinnerung dort beigesetzt. Beispiele von damals und heute, die zeigten, dass zu den 



Themen in vorliegendem Antrag noch viel zu tun sei. Sie sagte auch, in breitem 

politischem Konsens sei in den letzten Jahren schon viel passiert, z.B. die nationale 

Strategie gegen Antisemitismus, ein Maßnahmenpaket gegen Antisemitsmus Online, 

die Wiedereröffnung der Ehemaligen Synagoge St. Pölten sowie zahlreiche Aktionen 

und Initiativen einzelner Gemeinden. Dies alles sei wesentlich, um Gedenkarbeit vor die 

Haustüre der Menschen zu bringen. Die Politik müsse gerade Einzelinitiativen, 

Opferverbände und Vereine in einem ganzheitlichen Prozess unterstützen, also auch 

finanziell. Vor allem dem Schul- und Bildungsbereich komme eine besondere und 

zentrale Rolle in der Gedenkarbeit zu.  

 

Der Abänderungsantrag fand mit Stimmen von SP, Grüne und Neos keine Mehrheit. 

Der Antrag wurde mit Stimmen von VP, FP, Grüne und Neos angenommen. 

 

Abgeordneter Bernhard Heinreichsberger, MA (VP) referierte zu zwei Berichten 

betreffend: 

 Wirtschaftliche und soziale Lage der Land- und Forstwirtschaft in 

Niederösterreich (Der Grüne Bericht) 

 Tätigkeit und Wahrnehmungen der Land- und Forstwirtschaftsinspektion. 

 

Abgeordneter Mag. Helmut Hofer-Gruber (Neos) startete in die Debatte, brachte Zahlen 

zur Land- und Forstwirtschaft aus dem Jahr 2018 und sagte, seitdem habe sich nicht 

viel verändert. Schuld daran sei die Landwirtschaftspolitik und er ziehe den Hut vor 

jeder Bäuerin und jedem Bauer, die oder der weiterhin den Hof bewirtschafte. Er zeigte 

die seiner Meinung nach fehlgeschlagene und falsche Landwirtschaftspolitik an 

Beispielen wie der Entwaldungsverordnung oder auch der Renaturierung auf. Hofer-

Gruber brachte weitere Zahlen: positiv sei u.a. der leichte Anstieg an Biobetrieben, die 

Förderungen der EU, im Jahr 2023 rund 389 Millionen, oder auch die Anzahl und die 

Teilnehmeranzahl von Bildungsveranstaltungen. Negativ seien aber Zahlen zum 

Selbstversorgungsgrad. Diese würden bei landwirtschaftlichen Produkten wie Geflügel, 

Obst, Gemüse und Getreide deutlich unter 100 Prozent liegen, das bedeute, man 

erzeuge die falschen Produkte. Zudem lande ein großer Teil der inländischen 

Produktion in Futtermitteln oder würde ins Ausland exportiert, gleichzeitig importiere 

man nicht nur Erntearbeiter, sondern auch Lebensmittel. 

 



Klubobfrau Dr. Helga Krismer–Huber (Grüne) sagte, sie könne sich nicht vorstellen, 

dass man heutzutage per Knopfdruck nicht herausfinden könne, wie viele 

landwirtschaftliche Betriebe es in Niederösterreich gibt. Sie sei nicht mehr gewillt, hier 

Debatten zu führen mit uralten Zahlen. Der Bauernstand sei jedenfalls massiv unter 

Druck. Obwohl viele öffentliche Mittel in den ländlichen Raum investiert würden, komme 

man dort einfach nicht weiter. Sie stelle sich die Frage, wie man weitermachen solle. 

Sie habe auch nicht die Lösung. Sie vermisse jedoch eine seriös geführte Debatte, wie 

man den ländlichen Raum stärken könne. Sie bemängelte weiters, dass im 

Nutztierbereich massiv in den Export gehe. Solange die Öffentlichkeit den Eindruck 

nicht loswerde, dass man verdeckt Schlachtvieh unter dem Deckmantel von Zuchttieren 

exportiere, mache man schnelles Geld, aber man löse das Problem nicht. Auch bei der 

Renaturierung brauche es mehr Anstrengungen, diese seien möglich und gleichzeitig 

könne man genügend Flächen bewirtschaften, um die Lebensmittelversorgung 

sicherzustellen. Für sie sei klar, dass es mehr Anstrengungen brauche und diese 

Berichte bezeugen eine desaströse Leistung, für die LH-Stv. Pernkopf mitverantwortlich 

sei. 

 

Abgeordneter Rene Zonschits (SP) führte aus, dass der Ukraine-Krieg die Bäuerinnen 

und Bauern massiv getroffen habe und daraus ein Einkommensverlust resultiere. Er 

erkenne zudem eine dramatische Ungleichheit zwischen Groß- und Kleinbetrieben mit 

massiven Nachteilen für die Kleinbetriebe. Man müsse die kleinstrukturierte 

Landwirtschaft stärken. Zum Bericht sei anzumerken, dass es viele Beanstandungen 

gegeben hätte, man nehme den Bericht man zur Kenntnis. 

 

Abgeordneter Alexander Schnabel (FP) sagte, man werde den Bericht zur Kenntnis 

nehmen. Viel wichtiger sei ihm aber, den Land- und Forstwirten für ihre Arbeit und die 

Versorgungssicherheit zu danken und dass sie sich für die nationale Identität und das 

Brauchtum einsetzen. Es sei jedoch bereits fünf nach zwölf, wenn man sich den Bericht 

ansehe. Das Bundesland befinde sich noch immer in einer Getreidekrise – Stichwort 

Ukraine. Die NÖ Landwirte blieben auf Grund der Billigkonkurrenz aus dem Ausland auf 

ihren Produkten sitzen. Tagtäglich würden Betriebe zusperren. Bei den Konsumenten 

werde abkassiert, die Bauern finanziell ruiniert. Den Landwirten bleibe immer weniger 

im „Börserl“. Auch nächstes Jahr werde man über dieselben Themen im Bericht lesen, 



weil sich auf Bundesebene nichts geändert habe. Bundesminister Totschnig befinde 

sich in einer „Schockstarre.“ 

 

Abgeordneter Richard Hogl (VP) unterstrich, dass er die Bauern schon immer verteidigt 

habe und dies auch weiter tun werde. Die Zahl der Landwirte sei zwar gesunken, aber 

Niederösterreich sei immer noch ein Land mit kleinstrukturierten Betrieben und 

Familienbetrieben. Es gebe nach wie vor Betriebe, die versuchen, mit der Familie 

Wertschöpfung zu generieren. Warum man für Bauern spreche – so wie das einer der 

Vorredner gemacht habe -  die sich nicht an Gesetze halten, verstehe er nicht. Aufgrund 

der Inflation und Teuerung sei es zu einer Anspannung gekommen. Die Einkommen 

seien gesunken, dennoch seien viele Betriebe bereit, zu investieren. Bundesminister 

Totschnig setze sich für die heimischen Landwirte ein und sei keinesfalls in 

Schockstarre. Das Hauptproblem sei die Bürokratie, da wolle man entgegenwirken. 

 

Der Antrag wurden mehrheitlich mit Stimmen von VP, FP, SP und NEOS, 

angenommen. 

 

Die folgenden Tagesordnungspunkte wurden bei getrennter Berichterstattung (jeweils 

Abgeordneter Franz Mold (VP)) und Abstimmung gemeinsam behandelt:  

 „psychiatrische und psychotherapeutische Versorgung von Kindern und 

Jugendlichen in den NÖ Landes- und Universitätskliniken, Nachkontrolle 

(Bericht 3/2024)“ 

 „Landesklinikum Melk, Nachkontrolle (Bericht 4/2024)“. 

 

Abgeordneter Peter Gerstner (FP) sagte, die Nachkontrolle der psychiatrischen und 

psychotherapeutischen Versorgung von Kindern und Jugendlichen in den NÖ Landes- 

und Universitätskliniken zeige, dass man sich auf dem richtigen Weg befinde. Es seien 

Schritte nach vorne gemacht worden. 50 Prozent der Versäumnisse seien bereits 

umgesetzt, 50 Prozent jedoch noch nicht. Das sei erschreckend, weil dadurch vor allem 

die Schwächsten der Gesellschaft benachteiligt würden. Zudem würden viele Patienten 

aus dem Nordburgenland in Niederösterreich behandelt werden. Er sprach davon, dass 

das Burgenland im Norden des Landes keine stationären oder teilstationären 

Einrichtungen für die Kinder- und Jugendpsychiatrie zur Verfügung stelle und daher 

viele Patienten nach Niederösterreich fließen würden. Das sei nicht nur eine enorme 



Belastung für die Kapazitäten, sondern auch eine finanzielle Herausforderung. Man 

müsse sicherstellen, dass alle Bundesländer ihren Beitrag leisten, damit eine gerechte 

und umfassende Versorgung möglich sei.  

 

Abgeordnete Mag. Edith Kollermann (Neos) führte aus, dass insgesamt 50 Prozent der 

Empfehlungen als umgesetzt gelten würden, merkte jedoch an, dass es sich hierbei 

schon um die Nachkontrolle handle. Das seien nur quantitative Kennzahlen und es sei 

schwierig abzuleiten, wie die Qualität der Versorgung hier zu werten sei. Zum Bericht 

über das Landesklinikum Melk falle auf, dass die Kennzahlen zwischen Leistungen und 

Kosten deutlich auseinanderfallen würden, sprach die Abgeordnete von 

Leistungsrückgängen, die aber nicht weiter kommentiert würden. Die Empfehlungen 

seien hier größtenteils als umgesetzt gewertet. Man werde die Berichte des 

Rechnungshofs zur Kenntnis nehmen.  

 

Abgeordnete Mag. Silvia Moser, MSc (Grüne) meinte, es werde hier deutlich, worüber 

man heute schon in der Aktuellen Stunde debattiert habe. Die Struktur der 

Landeskliniken sei so nicht aufrecht zu erhalten. Das nötige Personal sei einfach nicht 

da, ganze Stationen müssten aufgrund von Personalmangel geschlossen werden. 

Weiters sprach sie Abteilungen an, wo die Auslastung drastisch sinke. Überstunden an 

Krankenständen in ärztlichen Berufen seien stark steigend. Dass es zu einer 

Abwanderung des Personals komme, weil es keine Perspektiven am Arbeitsmarkt 

gebe, das spreche Bände, sprach die Abgeordnete auch von fehlenden Planungen. Es 

sei höchste Zeit für Reformen. Sie halte es aber nicht für zielführend, gerade jetzt wo 

der Gesundheitspakt Reformen brauche, mit einzelnen Anträgen einzugreifen. 

 

Abgeordneter René Pfister (SP) sagte, dass seine Vorrednerinnen schon einige Dinge 

sehr ausführlich berichtet hätten, er weise aber noch einmal auf die fehlende 

standortgenaue Planung hin. Eine solche sei spätestens seit 2020 vorzulegen gewesen, 

das bedeute, dass die Hausübungen nicht gemacht worden seien. Man werde den 

Bericht aber trotzdem zur Kenntnis nehmen. Ein Resolutionsantrag fordert die medial 

kolportierte Medizinischen Leistungskürzungen im Landesklinikum Melk zu verhindern. 

Keiner wisse, ob das Papier alt oder neu, brauchbar oder unbrauchbar sei, es sei nur 

zulässig, dass man die Forderung aufstelle, dass es keine Leistungskürzungen geben 

dürfe. 



 

Abgeordneter Richard Punz, BA (FP) bedankte sich beim Landesrechnungshof für die 

gewohnte Arbeit und den vorliegenden Bericht. Es sei schön, wenn Empfehlungen 

umgesetzt werden und damit eine Verbesserung erreicht werde. Wer das 

Landesklinikum Melk kenne, der wisse um die Verdienste und auch um die Reputation 

bei den Patientinnen und Patienten, führte der Abgeordnete aus, dass das Klinikum in 

Melk seit 2017 zertifiziertes Wundzentrum und ein Schlaflabor in der höchsten 

Auszeichnungsstufe sei. Melk beteilige sich auch am Projekt Healthacross über 

Grenzen hinweg. Dank diesem Austausch sei es gelungen, bei der Endometriose 

Behandlungsmethoden anzuwenden und das erste EU-zertifizierte Endometriose-

Zentrum aufzubauen. Zum Antrag der SP meinte der Abgeordnete, dass er der Ansicht 

bleibe, die Experten am Gesundheitspakt arbeiten zu lassen. 

 

Abgeordneter Ing. Franz Linsbauer (VP) führte aus, dass die Herausforderung auch in 

Zukunft die Personalausstattung sein werde. In diesem Bereich arbeite die NÖ 

Landesgesundheitsagentur an einem Managementtool zur Personalsteuerung. Damit 

solle die Mindestpersonalausstattung für ambulante, stationäre und tagesklinische 

Leistungen besser bewältigt werden. Eine große Herausforderung werde eine 

erforderliche Personalausstattung in allen Berufsgruppen des Gesundheitsbereiches 

sein, das betreffe außerdem auch alle Bereiche in der Wirtschaft. Er wies auf den 

Regionalen Strukturplan hin und dass eine große Gruppe an Experten derzeit 

Möglichkeiten erarbeite, wie man das Gesundheitssystem langfristig absichern könne. 

Er appellierte, die Experten arbeiten zu lassen und aufgrund ihrer Expertise 

Entscheidungen zu treffen. 

 

Die Anträge wurden einstimmig angenommen. Der Resolutionsantrag des 

Abgeordneten Pfister blieb mit Stimmen der SP in der Minderheit. 

 

Abgeordneter Franz Mold (VP) referierte zu einem Bericht betreffend 

„NÖ.Regional.GmbH; Follow-up-Überprüfung (Reihe Niederösterreich 2024/5)“. 

 

Abgeordneter Mag. Helmut Hofer-Gruber (Neos) meinte, es gehe bei dem 

Rechnungshofbericht nicht um die NÖ.Regional.GmbH, sondern um die Follow-up-

Überprüfung. Die Empfehlungen des Rechnungshofs würden sich auf die Bereiche 



Compliance, Bestellung von Geschäftsführern sowie die Ausgestaltung von 

Geschäftsführerverträgen, also nichts Unerwartetes, konzentrieren. Niederösterreich 

brauche keine weitere Gesellschaft in Landesbesitz. Was durch die DORN Gmbh 

einfacher geworden sein solle, stehe nicht im Bericht. 

 

Abgeordneter Mag. Dr. Rainer Spenger (SP) bedankte sich beim Rechnungshof für die 

Inputs. Die Empfehlungen seien zu einem Großteil umgesetzt worden. Dem Land 

Niederösterreich werde damit ein gutes Zeugnis ausgestellt. 

 

Abgeordneter Jürgen Handler (FP) sprach von Handlungsbedarf bei der 

Effizienzsteigerung. Anforderungsprofile seien nur auf Nachfrage bekanntgegeben 

worden. Die Empfehlungen müssten vollständig und ohne Verzögerung umgesetzt 

werden. 

 

Abgeordneter Ing. Manfred Schulz (VP) nannte den Bericht positiv und ohne 

Angriffspunkte. Er bedankte sich beim Rechnungshof und kündigte die Zustimmung 

seiner Fraktion an. 

 

Der Bericht wurde einstimmig zur Kenntnis genommen. 

 

Abgeordneter Franz Mold (VP) referierte zu einem Bericht betreffend „Wien Energie 

GmbH: Energiehandelsgeschäfte (Reihe Niederösterreich 2024/3)“. 

 

Abgeordneter Mag. Helmut Hofer-Gruber (Neos) sagte als erster Redner, der Bericht 

betreffe Niederösterreich nur am Rande und habe mangelnden Erkenntniswert für den 

Leser. Allerdings zeige die „grottenschlechte“ Kommunikation zwischen den Akteuren, 

dass es Zeit sei, die Eigentümerverhältnisse zu überdenken. 

 

Abgeordneter Franz Schnabl (SP) replizierte, Wien Energie sei Niederösterreichs 

zweitgrößter Energieversorger, insofern habe der Bericht sehr wohl Relevanz. Eine 

Stärkung der Aufsicht sei dringend notwendig, jeder Energieversorger gehöre 

kontrolliert und reguliert. 

 



Abgeordneter Andreas Bors (FP) erinnerte an den Sommer 2022 und den Wiener 

Notkredit. Der Rechnungshof habe nun die damalige Kritik der FP bestätigt. Das 

Fehlverhalten habe das Wohl hunderttausender Bürger aufs Spiel gesetzt. 

 

Abgeordneter Anton Kasser (VP) meinte, man habe das Sicherheitsrisiko nicht bedacht 

und dafür die Rechnung präsentiert bekommen. Die Lehren daraus seien eine bessere 

Vorsorge, kompetentere Besetzungen sowie eine lückenlose Kontrolle des 

Liquiditätsmanagements und des Spekulationsverbots. 

 

Der Bericht wurde einstimmig zur Kenntnis genommen. 

 

Die folgenden Tagesordnungspunkte wurden bei getrennter Berichterstattung (jeweils 

Abgeordneter Franz Mold (VP)) und Abstimmung gemeinsam behandelt:  

 „digitales Leistungsspektrum ausgewählter Gemeinden (Reihe 

Niederösterreich 2024/4)“ 

 „8–Punkte–Plan für eine digitale Schule (Reihe Niederösterreich 2024/6)“. 

 

Abgeordneter Mag. Georg Ecker, MA (Grüne) gelangte als erster zu Wort: Auf 

Landesebene gebe es keine Strategie zur Digitalisierung der Verwaltung, jede 

Gemeinde sei im Wesentlichen auf sich gestellt. Das Land sei auch kein gutes Vorbild 

in Sachen Digitalisierung. Die Schadenskommissionen etwa füllten noch immer 

händisch Formulare aus, die dann abgetippt werden müssten. Er sagte, 

Niederösterreich sei ein digitales Entwicklungsland und es werde weiterhin große 

Anstrengungen bedürfen, um aufschließen zu können.  

 

Abgeordneter Mag. Dr. Rainer Spenger (SP) sagte, grundsätzlich sei die Digitalisierung 

auf allen Ebenen ein Gebot der Stunde. Die geprüften Kommunen hätten bei der 

Digitalisierung noch „Luft nach oben“. Dabei dürfe man die Kommunen nicht alleine 

lassen und man müsse die Gemeinden im Bereich der Digitalisierung auch 

organisatorisch und finanziell unterstützen. Digitalisierung schaffe Effizienz und 

Einsparungen. Die SP nehme den Bericht sehr gerne zur Kenntnis.  

 

Abgeordnete Mag. Anja Scherzer (FP) betonte, im Fokus der Prüfung durch den 

Rechnungshof hätten die Gemeinden Groß-Enzersdorf und Mödling in Niederösterreich 



gestanden. Ziel sei es gewesen, die E-Government Angebote dieser Gemeinden zu 

analysieren und die damit verbundenen internen Abläufe, Arbeitsprozesse, Kosten und 

personelle Ressourcen zu erfassen. Es habe sich gezeigt, dass lediglich Groß-

Enzersdorf über eine formale Digitalisierungsstrategie verfüge. 

   

Abgeordnete Mag. Indra Collini (Neos) führte aus, die Corona-Lockdowns seien die 

Geburtsstunde für den „acht Punkte Plan für eine digitale Schule“ gewesen. Digitale 

Bildung und digitales Lernen sollten in der Schule Einzug halten. Die Bilanz sei 

ernüchternd, man habe keine Ahnung davon, was diese Investitionen überhaupt 

gebracht hätten. Die Bildungsdirektion habe keinen Überblick über die digitalen 

Kompetenzen der Lehrkräfte in Niederösterreich. 

   

Abgeordnete Elvira Schmidt (SP) meinte, sie habe schon in ihren ersten Reden im 

Landtag gesagt, es wäre wichtig, Laptops für die Kinder anzuschaffen. Die digitale 

Grundbildung sei mittlerweile in der Schule ein fixer Bestandteil. Das Vergabeverfahren 

müsse aber geändert werden. Die digitalen Geräte müssten schon früher in den 

Schulen ankommen. In Zukunft würden die Reparaturen dieser Geräte eine große 

Herausforderung sein. In diesem Zusammenhang forderte sie einen gewissen Pool an 

Laptops in jeder Schule.  

 

Abgeordneter Michael Sommer (FP) sagte, dieses Thema sei für die Zukunft unserer 

Kinder und für die Zukunft unseres Landes von großer Bedeutung. Digitale 

Kompetenzen seien nicht nur ein Vorteil, sondern eine Notwendigkeit, um in der 

heutigen Arbeitswelt erfolgreich zu sein. Der Bund habe große Summen in die 

Digitalisierung investiert. Es sei aber nicht klar, ob die eingesetzten Mittel die 

gewünschten Ergebnisse gebracht haben.   

 

Abgeordneter Bernhard Heinreichsberger, MA (VP) hielt fest, die Digitalisierung könne 

nicht von heute auf morgen verwirklicht werden, die Digitalisierung müsse im Einklang 

mit den Menschen umgesetzt werden. Estland habe 1,3 Millionen Einwohner, aber 

dieser Staat sei nach dem Zerfall der Sowjetunion vollkommen neugestaltet worden. Es 

brauche bei einer vollen Digitalisierung immer auch eine „Doppelgleisigkeit“, erinnerte 

er an die ältere Generation. Digitalisierung bedeute auch Vielfalt. Er sprach außerdem 

zu KI an Schulen und dankte hier der Bildungsdirektion sowie dem Lehrpersonal für die 



Weitsicht, sich nicht vor der Zukunft zu verschließen, sondern dieses Thema offensiv 

anzugehen. Digitale Grundbildung sei, Gefahren und Chancen zu lernen, sei enorm 

wichtig. In Niederösterreich gebe es 22 Pilotschulen, die KI in den Vordergrund stellen.  

 

Der Antrag betreffend „digitales Leistungsspektrum ausgewählter Gemeinden 

(Reihe Niederösterreich 2024/4)“wurde einstimmig angenommen. 

 

Der Antrag betreffend „8–Punkte–Plan für eine digitale Schule (Reihe 

Niederösterreich 2024/6)“ wurde einstimmig angenommen. 

 

Abgeordnete Mag. Kerstin Suchan-Mayr (SP) berichtete zu einem Antrag betreffend 

„wirksame Maßnahmen zur Entlastung der Pendlerinnen und Pendler sowie der 

Schülerinnen und Schüler der Westbahnstrecke“. 

 

Abgeordnete Mag. Edith Kollermann (Neos) eröffnete die Debatte. Die 

Verbindungsstrecke von Wien über das Tullnerfeld sei massiv beschädigt, Pendler 

bräuchten rasche Lösungen. Die Vorschläge der SP seien aber nicht ausreichend. Die 

Forderung einer Aufstockung des Schienenersatzverkehrs sei sinnlos, weil dies schon 

passiert sei. Die Aufstockung des Personals sei aufgrund des massiven 

Fachkräftemangels auch bei der ÖBB ebenso nicht möglich. Eine automatische 

Anpassung der Penderpauschale rückwirkend und automatisch sei nicht durchführbar 

und würde jede Menge Verwaltungsaufwand bedeuten. Man werde dem negativen 

Ausschussantrag zustimmen. 

 

Abgeordneter René Pfister (SP) entgegnete, die Beantragung sei einfach. Es gebe eine 

kleine und eine große Pendlerpauschale – betrage die Reisezeit über 120 Minuten, 

bekomme man einfach die Große. Die Pendler in Niederösterreich hätten große 

Probleme mit der Wegstrecke, die nun anstatt rund 25 Minuten eineinhalb bis zwei 

Stunden dauere. Aufgrund massiver Einschränkungen, wenig Wagenmaterial oder 

Personal müssten Pendler aus Sicherheitsgründen oft auf irgendwelchen Bahnhöfen 

entlang der Strecke überfüllte Züge verlassen. Der Antrag seiner Partei ziele auf 

Lösungsvorschläge ab, so Pfister. Die Aufstockung des Schienenersatzverkehrs sei zu 

langsam und zu wenig umgesetzt worden. Es sei Verantwortung der Politik, jetzt rasche 



Lösungen zu finden. Die Aufstockung des Schienenersatzverkehrs und die Öffnung der 

Businessklassen für Klimaticketbesitzer seien solche Vorschläge. 

 

Abgeordneter Mag. Hubert Keyl (FP) schickte voraus, man werde dem negativen 

Ausschussantrag zustimmen. Abgeordnete Mag. Edith Kollermann (Neos) habe zuvor 

alles richtig angeführt. Der Antrag der SP sei gut gemeint, aber die Aufstockung des 

Schienenersatzverkehrs sei erledigt, das Personal nun einmal begrenzt und die Öffnung 

Erster Klassen und Businessklassen habe Grenzen. Beide würden ohnehin schon jetzt 

für z.B. Schwangere und gebrechliche Menschen geöffnet werden. Einzig der 

Anpassung der Pendlerpauschale könne er etwas abgewinnen, denn die FP bekenne 

sich grundsätzlich schon lange dazu, diese anzuheben, um sie an gestiegene Kosten 

anzupassen. 

 

Abgeordneter Florian Krumböck, BA (VP) erklärte, auch die VP sei für eine Entlastung 

der Pendlerinnen und Pendler, man müsse sich aber bewusst sein, dass diese nicht nur 

jetzt, sondern auch nächstes Jahr aufgrund weiterer Arbeiten von einer Sperre der 

Westbahnstrecke betroffen sein werden. Der vorliegende Antrag würde nicht dazu 

beitragen, Schülerinnen und Studierende zu entlasten, denn diese profitieren nicht von 

der Pendlerpauschale, zudem wäre dies ein „Bürokratiemonster“. Zudem sei eine 

einfache Anhebung nicht gerecht, die Berechnungen seien viel komplizierter und die 

Rechnung der SP gehe nicht auf. Aber, so Krumböck, es gebe einfachere Lösungen für 

Pendler zur Ausfallsentschädigung. Beispielsweise könnte Verkehrsministerin 

Gewessler in ihrer verbleibenden Amtszeit Klimatickets und Zeitkarten um ein, zwei 

Monate verlängern, dies entspreche einem Gegenwert von über 91 Euro pro Monat, 

das ganze bei deutlich schlankerer Verwaltung. 

 

Der auf Ablehnung lautende Antrag wurde mit Stimmen von VP, FP und Neos 

angenommen.  

 

Abgeordneter Philipp Gerstenmayer (FP) berichtete zu einer Vorlage betreffend 

„Änderung des NÖ Sozialhilfe-Ausführungsgesetzes (NÖ SAG)“. 

 

Abgeordneter René Pfister (SP) sagte, die SP werde zustimmen, denn Ziel und Inhalt 

mit der Novelle zum Arbeitslosenversicherungsgesetz tragen Teuerung und hoher 



Inflation Rechnung, indem der Bildungsbonus durch einen dreistufigen 

Schulungszuschlag ersetzt werde. Ein weiterer wichtiger Teil dabei sei, dass das 

Grundgesetz keine näheren Vorgaben zu Auszahlungsmodalitäten mache. 

 

Abgeordnete Edith Mühlberghuber (FP) erklärte, die Novelle setze die bundesweite 

Vorgabe um, die im Nationalrat im Februar 2024 beschlossen wurde und im März 

darauf in Kraft trat. Der Kern der Änderung sei die Einführung eines Bildungsbonus für 

Sozialhilfebezieher, denen mit der Novelle ein Anreiz gegeben werden soll, sich durch 

Nach- und Umschulung zu qualifizieren, um in den Arbeitsmarkt zurückzukehren. Man 

werde aber genau beobachten, ob der Bonus zum gewünschten Beschäftigungseffekt 

führe. Man werde der Vorlage zustimmen. 

 

Abgeordneter Anton Erber, MBA (VP) sprach davon, die Geschichte dieser Novelle zu 

beleuchten, denn gerade das Sozialhilfegesetz habe in dieser Thematik den Anfang in 

Niederösterreich genommen. 2016 wollte man bereits etwas für die damals sogenannte 

Mindestsicherung tun. Die Mindestsicherungsbezieher sollten damit zu einer sozialen 

Gruppe gehören, wieder eine Zeitstruktur haben. Anreiz damals war z.B. der 

Wiedereinsteigerbonus. Auf diesem habe man die heutige Novelle aufgebaut. Jene, die 

Bildungsmaßnahmen machen, sollen finanziell einen Vorteil haben. Auch Erber sagte, 

man müsse den Effekt genau beobachten, denn Grundsatz sei: es solle jenen 

Menschen geholfen werden, die kurzfristig in Notsituation geraten, damit sie wieder in 

den Arbeitsmarkt einsteigen können und dürfe keine soziale Hängematte sein. Man 

werde dem Antrag zustimmen.  

 

Der Antrag wurde einstimmig angenommen. 

 

Abgeordneter Dominic Hörlezeder (Grüne) berichtete zu einem Antrag betreffend 

„Änderung des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014 (NÖ ROG 2014)“. 

 

Abgeordneter Mag. Helmut Hofer-Gruber (Neos) sagte, der Grüne Antrag sei 

„grundvernünftig“, denn er erwarte sich praktische Anwendungen, die die Bürger 

weiterbringen. In seiner Heimatstadt Baden sei die Veröffentlichung auf der Website der 

Gemeinde seit Jahren gelebte Tradition und eine Notwendigkeit. Eine einfach 

umzusetzende Maßnahme werde hier aber nicht umgesetzt, weil die VP das 



schlichtweg nicht wolle. „Hinterzimmer statt öffentlicher Diskurs“ sei bei der VP oberste 

Prämisse. Die vorgeschlagene Maßnahme würde nichts kosten und mehr Teilhabe 

bringen, wenn man ihn durchsetzen würde. Den negativen Ausschussantrag werde 

man nicht mittragen. 

 

Klubobfrau Dr. Helga Krismer–Huber (Grüne) unterstrich, dass es eine einfache Novelle 

für das Raumordnungsgesetz sei. Man habe nicht sehr viele Gesetze hier im Landtag 

beschlossen, die direkte Demokratie ermöglichen. Jetzt hätte man die Möglichkeit dazu. 

Die „Ausrede“ der VP, man arbeite ohnehin an einem digitalen Amt, halte sie für 

„unsinnig“. Jede Gemeinde in Niederösterreich habe eine Homepage, die Kapazitäten 

dafür und man könne die Daten hochladen. Dass man sich dagegen wehre, verstehe 

sie nicht. 

 

Abgeordneter Dieter Dorner (FP) meinte, die beiden Vorredner hätten inhaltlich absolut 

recht. Er sei dafür, dass die Verwaltung transparenter werde und die Bürger leichter mit 

der Verwaltung kommunizieren können. Es sei machbar und könne einheitlich für das 

ganze Bundesland geregelt werden. Man werde aber das umsetzen, was im 

Arbeitsübereinkommen mit der VP ausverhandelt wurde - aus Räson werde man dem 

negativen Ausschussantrag daher zustimmen.  

 

Abgeordneter Mag. Kurt Hackl (VP) sagte, Transparenz in der Raumordnung sei ein 

sehr wichtiges Thema. Es sei unerlässlich, dass die Bürgerinnen und Bürger in diesen 

Prozess eingebunden werden. Das stärke die Akzeptanz und sei besser für die weitere 

Umsetzung von Projekten. Die digitale Amtstafel werde man sowieso zeitnah umsetzen. 

Deshalb gehe der heutige Antrag der Grünen „ins Leere“, weil es eine halbe Lösung sei. 

Man wolle Gesetze schaffen, die Rechtsicherheit schaffen. 

 

Der auf Ablehnung lautende Antrag wurde mit Stimmen von VP und FP angenommen. 

 

Es folgte eine Debatte über die Beantwortung der Anfrage des Abgeordneten Pfister an 

Landesrat Dipl. Ing. Schleritzko betreffend „Verkauf von Gesundheitseinrichtungen 

der VAMED an einen französischen Hedgefonds: Bedrohung für die 

Versorgungssicherheit in Niederösterreich?“. 

 



Abgeordneter Mag. Helmut Hofer-Gruber (Neos) sagte, es gehe wieder einmal um eine 

Nichtbeantwortung einer Anfrage. Landesrat Schleritzko habe von den Landesfinanzen 

keine Ahnung, das habe er mehrmals bewiesen. Er sei auch für die Landeskliniken 

zuständig, aufgrund welcher Qualifikation wisse Hofer-Gruber nicht. Schleritzko solle 

sein Amt zurücklegen. Der Landtag müsse seiner Funktion gerecht werden und 

Kontrollrechte wahrnehmen. Wenn er das nicht tue, brauche man ihn nicht mehr. 

 

Abgeordneter René Pfister (SP) erklärte, der Landesrat hatte offensichtlich nicht die Zeit 

für die Anfragebeantwortung, er hatte aber Zeit, um Interviews für Zeitungen zu geben. 

Das sei eine Verhöhnung und Geringschätzung für den Landtag, die man sich nicht 

gefallen lassen sollte. 

 

Abgeordneter DI Franz Dinhobl (VP) sagte, zwölf der zehn Fragen würden nicht in die 

Zuständigkeit des Landesrats fallen. 

 

Abgeordneter Mag. Helmut Hofer-Gruber (Neos), sagte, diese Unzuständigkeiten kenne 

man schon. 

 

Der Antrag blieb mit Stimmen von SP, Neos und Grüne in der Minderheit. 

 

Schluss der Sitzung! 

 

 

 


